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1 Problemstellung 

Zur "kohäsionspolitischen" Flankierung des EG-Binnenmarktprogramms wurde seit 1986 die 

gemeinschaftliche Strukturpolitik reformiert.  Einmal wurden die für diesen Zweck 

bereitgestellten Mittel stark erhöht, zum anderen wurde die Arbeitsweise der drei 

gemeinschaftlichen Strukturfonds neu gestaltet. Dabei ging es erstens um eine stärker 

ausbalancierte Teilhabe der einzelnen politisch-administrativen Ebenen an der Planung und 

Umsetzung der gemeinschaftlichen Struktur- und Arbeitsmarktpolitik, zweitens um eine 

Konzentration des Mitteleinsatzes auf wenige Kategorien besonders schwerwiegender 

Regionalprobleme und drittens um einen koordinierteren Einsatz aller Finanzinstrumente 

und Politiken mit Auswirkungen auf die Regionen. Die gemeinschaftliche Regionalpolitik 

sollte solidarischer und effizienter  werden. Den Schritten in diese Richtung stehen aber ein 

generell erhöhter Verwaltungs- und Politikaufwand sowie in einigen Mitgliedstaaten ein 

Verzicht der Zentralregierung auf Mittelrückfluß und eigenen regionalpolitischen 

Gestaltungsspielraum gegenüber. 

Inzwischen liegen Erfahrungen mit der reformierten  Strukturpolitik aus mehr als drei Jahren 

vor. Dabei haben sich in der Verfahrenstechnik einige Schwächen abgezeichnet. Die 

Regierungskonferenz von Maastricht hat hierzu bereits die nächste Reformrunde einge-

läutet. Aber es stellen sich heute auch Fragen von grundsätzlicher Tragweite für eine 

künftige Neugestaltung der gemeinschaftlichen Regionalpolitik. Sie fußen auf dem in 

Maastricht aufgewerteten Subsidiaritätsgedanken und betreffen  den mehr oder weniger 

ausgeprägten Zielkonflikt zwischen innerstaatlicher und gemeinschaftlicher Regionalpolitik. 

In diesem Bericht soll versucht werden, den Reformprozeß nachzuzeichnen, Erfolge wie 

Mißerfolge empirisch aufzuzeigen, die verbliebenen oder neu entstandenen Probleme auf 

den Punkt zu bringen und Optionen für eine weitere Reformrunde der gemeinsamen 

Strukturpolitik zu entwickeln. Dabei steht die Situation in der Bundesrepublik Deutschland 

im Vordergrund. 

Das Forschungsvorhaben wurde unter dem Titel "Probleme der EG-Regionalpolitik und 

deren Konsequenzen: Reform der Verordnungen und Alternativen" vom Bundesministerium 

für Wirtschaft in Auftrag gegeben. 
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2 Die Bedeutung der EG-Regionalpolitik 

2.1 Die Lage der Regionen 

In der Europäischen Gemeinschaft gibt es ein erhebliches regionales Einkommensgefälle. 

Einmal sind die regionalen Unterschiede innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten zum Teil 

beträchtlich, zum anderen bestehen merkliche Differenzen  im Leistungsniveau der einzelnen 

nationalen Volkswirtschaften. Insbesondere mit der zweiten Runde der Erweiterung der 

Gemeinschaft ist das Wohlstandsgefälle steiler geworden. 1988 wurde in den Regionen mit 

den niedrigsten Pro-Kopf-Einkommen, in denen ein Fünftel der EG-Bevölkerung lebt, nur 

etwa ein Zehntel des gemeinschaftlichen Bruttoinlandsprodukts erwirtschaftet  (vgl. die 

Abbildung). Die EG-Regionen mit dem leistungsstärksten Fünftel der Bevölkerung hatten 

dagegen einen Anteil am gemeinschaftlichen Produkt in Höhe von rd. einem Drittel. 

Hamburg war 1988 mit einem Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Höhe von knapp 27000 

ECU die reichste Region und erzielte fast das Zehnfache der Wirtschaftsleistung der 

ärmsten Region in der Gemeinschaft, der portugiesischen Region Norte, die nur etwas mehr 

als 2800 ECU je Kopf erwirtschaftete. 

Eine Reihe von Gründen ist für den Einkommensrückstand verantwortlich: Die periphere 

Lage bildet einen "natürlichen" Standortnachteil, da die Absatzmärkte der Gemeinschaft nur 

mit hohen Transportkosten zu erreichen sind. Hemmend wirken auch eine unzureichende 

Infrastruktur  für Unternehmen und private Haushalte sowie ein niedriges Niveau der 

allgemeinen und beruflichen Qualifikation der Bevölkerung. Damit hängt zusammen, daß 

in den rückständigen Gebieten der Gemeinschaft meist eine ungünstige Wirtschaftsstruktur 

mit großem Gewicht auf der Landwirtschaft und hohe Arbeitslosigkeit anzutreffen  sind und 

die Kapitalausstattung in der Produktion vielfach zu wünschen übrig läßt. Zu den Gebieten 

mit großem Einkommensrückstand zählen Griechenland, Portugal, weite Teile von Spanien, 

Süditalien und Sardinien, Irland, Nordirland, Korsika und die französischen überseeischen 

Départements sowie das Gebiet der ehemaligen DDR. 

Es gibt in der Gemeinschaft aber nicht nur das Problem der regionalen Rückständigkeit, 

sondern auch das Problem eines erheblichen Anpassungsdruckes in industrialisierten 

Regionen mit überkommenen, oft einseitig ausgerichteten Wirtschaftsstrukturen.  In der 

Gemeinschaft sind davon vor allem die hochentwickelten Länder betroffen,  und zwar in den 

Regionen, die durch Kohlebergbau, Stahlindustrie, Schiffbau und Textilindustrie geprägt 
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Abbildung 

Regionale Konzentration der Einkommen 
in der Europäischen Gemeinschaft 1988 
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